
BayRDG: Art. 20 Großveranstaltungen

Art. 20  Großveranstaltungen 
 
(1) 1Die für die Entgegennahme der Anzeige oder die Erlaubnis einer öffentlichen Veranstaltung zuständige 
Behörde hat unverzüglich nach Eingang der Anzeige oder des Genehmigungsantrags den ZRF über 
Veranstaltungen zu informieren, bei denen die Einrichtung eines Sanitätsdienstes zum Schutz von Leben 
und Gesundheit insbesondere von Veranstaltungsteilnehmern und Besuchern erforderlich ist. 2Sie soll ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme geben.

(2) 1Der ZRF entscheidet mit Zustimmung der Sozialversicherungsträger über die kurzzeitige Erhöhung der 
rettungsdienstlichen Vorhaltung für Veranstaltungen. 2Die Entscheidung hat unverzüglich zu erfolgen. 3Die 
erhöhte Vorhaltung darf nur angeordnet und die Durchführenden des Rettungsdienstes dürfen hiermit nur 
beauftragt werden, wenn die rettungsdienstliche Absicherung nicht anders möglich ist. 4Kann keine 
einvernehmliche Entscheidung zwischen dem ZRF und den Sozialversicherungsträgern erzielt werden, ist 
unverzüglich die Strukturschiedsstelle anzurufen. 5Bei Versammlungen im Sinn des Bayerischen 
Versammlungsgesetzes bedarf es einer Zustimmung der Sozialversicherungsträger hinsichtlich des 
Umfangs der Vorhalteerhöhung.

(3) 1Für angeordnete Vorhalteerhöhungen bei planbaren Großveranstaltungen mit wirtschaftlichem 
Charakter, die im Rahmen der rettungsdienstlichen Bedarfsermittlung gemäß Art. 7 Abs. 2 keine 
Berücksichtigung finden, besteht für die beauftragten Durchführenden gegen den Veranstalter ein Anspruch 
auf Zahlung eines Benutzungsentgelts für die Erhöhung der rettungsdienstlichen Absicherung der 
Veranstaltung. 2Der Veranstalter ist mit der Anordnung über die Kostenfolge zu informieren. 3In diesem Fall 
bedarf die Anordnung der Vorhalteerhöhung nicht der Zustimmung der Sozialversicherungsträger. 4Die 
Geltendmachung des Benutzungsentgelts entsprechend den Durchschnittskosten des öffentlichen 
Rettungsdienstes erfolgt über die Zentrale Abrechnungsstelle.


